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Beschluss
des Bundesrates

Entschließung des Bundesrates für eine Modernisierung und 
Erweiterung der EU-Regelungen für Notbremsassistenten und 
Abstandswarner in schweren Nutzfahrzeugen

Der Bundesrat hat in seiner 968. Sitzung am 8. Juni 2018 die aus der Anlage er-

sichtliche Entschließung gefasst. 
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Anlage

Entschließung des Bundesrates für eine Modernisierung und 
Erweiterung der EU-Regelungen für Notbremsassistenten und 
Abstandswarner in schweren Nutzfahrzeugen

Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf, gegenüber der Kommission eine 

Anpassung der Verordnungen (EG) Nr. 661/2009 und (EU) Nr. 347/2012 in folgen-

den Punkten einzufordern: 

1. Wegen des hohen Anteils von Auffahrunfällen durch schwere Nutzfahrzeuge 

besonders auf Bundesautobahnen und der schweren Folgen müssen die gesetz-

lichen Mindestanforderungen an die Notbrems-Assistenzsysteme für solche Si-

tuationen erhöht werden. Auffahrkollisionen müssen nicht nur bei bewegten, 

sondern auch bei stehenden Vorausfahrzeugen möglichst vermieden bezie-

hungsweise die Kollisionsgeschwindigkeit deutlich reduziert werden.  

2. Die Notbrems-Assistenzsystem („Advanced Emergency Breaking System“ - 

(AEBS))-Funktion soll permanent verfügbar sein. Ein manuelles "Ausschalten" 

durch Fahrzeugführende soll grundsätzlich technisch nicht mehr möglich und 

verhaltensrechtlich nicht zulässig sein. Nach einer situationsbedingten kurzzei-

tigen Unterbrechung soll eine automatische Wiedereinschaltung das System er-

neut aktivieren. 

3. Für die weiterhin notwendige Übersteuerbarkeit der AEBS-Bremsfunktionen 

sollten nur bewusste Fahrer-Aktionen, wie zum Beispiel Lenk- oder Bremsakti-

onen, zulässig sein. Sie sollten nicht versehentlich ausgelöst werden können. 
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4. Um einerseits Fehlwarnungen weiter zu verringern, aber andererseits bei kolli-

sionsrelevanten Fahrsituationen Fahrzeugführende möglichst zuverlässig war-

nen zu können, ist die Identifikation kollisionsrelevanter Fahrzeuge weiter zu 

verbessern. Es sollten auch kleinere Fahrzeuge inklusive Motorräder erkannt 

werden und dies sollte bei Bedarf zu AEBS-Warnungen und Notbremsungen 

führen. Demensprechend ist die Verordnung (EU) Nr. 347/2012 anzupassen. 

5. Um Fahrzeugführenden in kritischen Fahrsituationen die Möglichkeit zu geben, 

eine drohende Auffahrkollision mit bewussten Aktionen selbst zu beherrschen, 

ist die Kollisionswarnung um eine zeitlich vorgelagerte Abstandsinformation 

(Abstandswarnung) zu ergänzen.

Begründung: 

Der Bundesrat hatte in seinem Beschluss (BR-Drucksache 676/16 (Beschluss)) 
die Bundesregierung erstmalig aufgefordert, bei der Kommission eine Anpas-
sung der Verordnungen (EG) Nr. 661/2009 und (EU) Nr. 347/2012 mit dem 
Ziel einzufordern, ein dauerhaftes Ausschalten von Notbrems-Systemen in 
schweren Nutzfahrzeugen auszuschließen und so Auffahrkollisionen nicht nur 
bei bewegten, sondern auch bei stehenden Vorausfahrzeugen (Stauende) zu 
vermeiden. 

Die Bundesregierung hatte in ihrer Stellungnahme vom 16. Dezember 2016 
ausgeführt: „Derzeit liegen der Bundesregierung jedoch keine belastbaren Er-
kenntnisse vor, die eine Anpassung der technischen Anforderung an Notbrems-
Assistenzsysteme in den harmonisierten internationalen Regelwerken stützen.“ 

Mehrere schwere Auffahrunfälle von Lkw und Reisebussen auf deutschen Au-
tobahnen, die sich seitdem ereignet haben und bei denen viele Tote und 
Schwerverletzte zu beklagen waren, erfordern eine Neubewertung durch die 
Bundesregierung (7/2017: A9, Bus; 1/2018: A2, Lkw; 2/2018: A3, Bus und 
Lkw, A5, Lkw). 

Unfallursache ist dabei oft, dass stehende oder langsam fahrende Vorausfahr-
zeuge am Stauende zu spät – aufgrund von Ablenkung oder Unachtsamkeit –
wahrgenommen werden. Um diese Unfälle zu vermeiden beziehungsweise de-
ren Folgen zu vermindern, müssen alle vorhandenen technischen Möglichkei-
ten eingesetzt werden. Wie Praxistests gezeigt haben (ADAC 2017), ist die 
Deaktivierung von Notbrems-Assistenten unnötig und nicht sinnvoll. Es fehlt 
aktuell weniger an der verfügbaren Technik als mehr an den verbindlichen und 
verpflichtenden rechtlichen Vorgaben, diese Technik möglichst optimal einzu-
setzen. Dazu ist die dauerhafte manuelle Deaktivierung des Notbrems-
Assistenten durch eine automatische Reaktivierung nach kurzer Zeit (oder we-
nigen Sekunden) auszuschließen. 

Die gesetzlichen Anforderungen an das Notbrems-System von schweren Nutz-
fahrzeugen liegen mittlerweile sehr weit unter den technischen Möglichkeiten. 
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Daher müssen die rechtlichen Vorgaben der EU entsprechend angepasst wer-
den. Aus Sicht der Länder ist dabei keine Zeit zu verlieren, es bedarf nicht ei-
ner weiteren vertieften technischen Untersuchung im Rahmen eines For-
schungsprojektes. Auf nationaler Ebene muss zusätzlich eine Verhaltensvor-
schrift eingeführt werden, derzufolge ein Abschalten des Notbrems-
Assistenzsystems unzulässig ist.  


